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Entwurf eines Gesetzes 

über einen Währungsausgleich für Reichsmarksparguthaben 
von Deutschen aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem Sowjetsektor von Berlin 

(WAZG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Voraussetzungen und Entschädigung 

§ 1 

Zweck des Gesetzes 

Zur Abgeltung von Schäden, die natürlichen Per- 
sonen an Sparguthaben bei Kreditinstituten in der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands entstan- 
den sind, wird Entschädigung nach diesem Gesetz 
gewährt. Das Sparguthaben muß am 8. Mai 1945 
bestanden haben. 

§ 2 

Schadensursachen 

(1) Ein Schaden im Sinne dieses Gesetzes ist der 
förmliche Entzug einer Spareinlage sowie jede an- 
dere Maßnahme, insbesondere eine Verfügungsbe- 
schränkung, die in ihren wirtschaftlichen Auswir- 
kungen dem förmlichen Entzug entspricht. Die tat- 
sächliche Unmöglichkeit, über die Spareinlage zu 
verfügen, steht einem Entzug gleich. 

(2) Als Schaden im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch ein Schaden an einem Anteilrecht am Sammel- 
anteil der Altguthaben- Ablösungs- Anleihe (umge- 
wertetes Uraltguthaben), das an die Stelle der Spar- 
einlage getreten ist. 

(3) Ein Schaden, der ausschließlich auf Wäh- 
rungsmaßnahmen beruht, bleibt außer Betracht. 

§ 3 

Sparguthaben 

(1) Ein Sparguthaben im Sinne des § 1 ist die 
Gesamtheit der Reichsmarkspareinlagen (§ 22 des 
Gesetzes über das Kreditwesen vom 25. September 
1939 — Reichsgesetzbl. I S, 1955 — ), die bei einer 
Niederlassung (Haupt- oder Zweigniederlassung) 
eines Kreditinstituts im Gebiet der sowjetischen Be- 
satzungszone Deutschlands unterhalten worden sind. 
Einer solchen Niederlassung steht eine Niederlas- 
sung gleich, die ihren Sitz östlich der Oder-Neiße- 


Linie hatte, sofern die Gemeinde, in deren Bezirk 
die Niederlassung bestand, sich östlich und westlich 
der Oder-Neiße-Linie erstreckt. 

(2) Den Spareinlagen im Sinne des Absatzes 1 
werden gleichgestellt; 

1. Geldeinlagen, für die eine Kündigungs- 
oder Anlagefrist vereinbart war, wenn für 
sie Einlagebücher oder entsprechende Ur- 
kunden ausgegeben waren, in die Eintra- 
gungen über Einzahlungen und Auszah- 
lungen nur durch das Kreditinstitut vor- 
genommen werden durften, 

2. Geldeinlagen, die als Versorgungsstöcke 
im Sinne der §§22 ff. der Richtlinien für 
die Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung — Anlage D — zu § 16 der Allge- 
meinen Tarifordnung für Gefolgschafts- 
mitglieder des öffentlichen Dienstes 
(Reichshaushalts- und Besoldungsblatt 
1938 S. 135) begründet waren, 

3. Geldeinlagen zugunsten natürlicher Per- 
sonen, die deren Altersversorgung zu die- 
nen bestimmt und aus diesem Grunde der 
freien Verfügung des berechtigten Gläu- 
bigers am 8. Mai 1945 für dauernd entzo- 
gen und entsprechend gekennzeichnet wa- 
ren, 

4. Geldeinlagen, die Zwecken der Kaution 
und gleichzeitig der Altersversorgung des 
berechtigten Gläubigers zu dienen be- 
stimmt und die durch entsprechende Ver- 
merke in den Geschäftsbüchern des Kre- 
ditinstituts gekennzeichnet waren. 

5. Aufbaurücklagen im Sinne des § 9 der 
Ost-Steuerhilfeverordnung vom 9. Dezem- 
ber 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1565) sowie 
des hierzu ergangenen Erlasses des Reichs- 
ministers der Finanzen vom 25. März 1942 
(Reichssteuerblatt S. 386). 

§ 4 

Nichtzuberücksichtigende Spareinlagen 

Entschädigung wird nicht für Schäden an Spar- 
einlagen gewährt, 

l. die im Geltungsbereich dieses Gesetzes in 

Deutsche Mark umgewandelt worden sind oder 

umwandlungsfähig sind. 
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2. die nach den Vorschriften des Währungsaus- 
gleichsgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. Dezember 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 2059) oder des Lastenausgleichsge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1945) entschädigt worden sind oder ent- 
schädigungsfähig sind, 

3. die nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 der Elften 
Verordnung über Ausgleichsleistungen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. November 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 675) als in Ausnutzung 
von Maßnahmen der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft erworben gelten oder unter 
den Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 dieser 
Verordnung in Ausnutzung von Maßnahmen 
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
erworben worden sind. 

§ 5 

Unmittelbar Geschädigter, Zeitpunkt des 

Schadenseintritts und Schäden im Falle 
von Beteiligungsverhältnissen 

(1) Unmittelbar Geschädigter ist der Gläubiger 
der Spareinlage im Zeitpunkt des Beginns des je- 
weiligen schädigenden Ereignisses (Zeitpunkt des 
Schadenseintritts). Das über die Spareinlage ausge- 
stellte Sparbuch muß auf den Namen des Gläubigers 
oder seines Erblassers gelautet haben. 

(2) Waren an einer Spareinlage im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts mehrere Personen beteiligt, so be- 
stimmt sich der Schaden eines Beteiligten nach sei- 
nem Anteil an der Spareinlage zu diesem Zeitpunkt. 

§ 6 

Entschädigungsberechtigter 

(1) Entschädigungsberechtigt ist ein unmittelbar 
Geschädigter, der als deutscher Staatsangehöriger 
oder deutscher Volkszugehöriger im Sinne des § 11 
Abs. 1 und 2 des Beweissicherungs- und Feststel- 
lungsgesetzes vom 22. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 425) 

1. am 8. Mai 1945 seinen Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt in der sowjetischen Be- 
satzungszone Deutschlands oder im So- 
wjetsektor von Berlin hatte oder infolge 
von Kriegseinwirkungen seinen Aufent- 
halt in diesen Gebieten hatte und 

2. seinen ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes 

a) im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes hatte oder 

b) mindestens ein Jahr zwischen dem 

8. Mai 1945 und dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes gehabt hat und aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes in 
einen Staat ausgewandert ist, der nicht 
zu den Aussiedlungsgebieten (§ 11 

Abs. 2 Nr. 3 LAG) gehört oder 


c) nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
unmittelbar nach Verlassen der so- 
wjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder des Sowjetsektors von Ber- 
lin oder unter den Voraussetzungen 
des § 230 Abs. 2 des Lastenausgleichs- 
gesetzes genommen hat. 

War der unmittelbar Geschädigte deutscher Volks- 
zugehöriger, gilt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 
Buchstaben b und c § 12 Abs. 2 Satz 2 des Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetzes entsprediend. 

(2) Ist ein unmittelbar Geschädigter, der die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 erfüllt, vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes, aber nach seiner Auf- 
enthaltnahme im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
verstorben, so steht der Anspruch auf Entschädigung 
denjenigen Personen, die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes seine Erben oder weitere 
Erben waren, entsprechend ihrem Anteil am Nach- 
laß des Verstorbenen zu, sofern sie die Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllen. 

(3) Ist der Entschädigungsberechtigte nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes verstorben, so geht der 
Anspruch auf Entschädigung nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Erbrechts auf die Erben über. 

(4) Befindet sich der unmittelbar Geschädigte 
oder dessen Erbe nach Absatz 2 in Kriegsgefangen- 
schaft oder ist er außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes, der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder des Sowjetsektors von Berlin 
interniert oder ist er im Anschluß an die Kriegsge- 
fangenschaft in einem Zwangsarbeitsverhältnis fest- 
gehalten oder ist er verschlollen, so kann den An- 
spruch auf Entschädigung geltend machen 

1, der Ehegatte, 

2, wenn ein Ehegatte nicht vorhanden ist, 
jeder Abkömmling, 

3, wenn weder ein Ehegatte noch ein Ab- 
kömmling vorhanden ist, jeder Elternteil. 

§ 7 

Ausschließung von der Entschädigungsberechtigung 

Personen, bei denen die Ausschließungsgründe 
des § 11 Abs. 3 des Beweissicherungs- und Feststel- 
lungsgesetzes vorliegen, sind nicht entschädigungs- 
berechtigt. Das gleiche gilt für Personen, die offen- 
sichtlich ohne wichtige Gründe aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes in die sowjetische Besat- 
zungszone Deutschlands oder in den Sowjetsektor 
von Berlin verzogen und von dort zurückgekehrt 
sind. 

§ 8 

Bemessung der Entschädigung 

(1) Die Entschädigung beträgt sechseinhalb vom 
Hundert des Reichsmarknennbetrags des Spargut- 
habens nach dem Stand vom 8. Mai 1945. War der 
Reichsmarknennbetrag des Sparguthabens zu einem 


3 



Drucksache V/636 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Zeitpunkt nach dem 8. Mai 1945 niedriger, so ist 
dieser Stand maßgebend. Ist ein umgewertetes Ur- 
altguthaben gemindert worden, so ist der Entschä- 
digung der Reichsmarkbetrag zugrunde zu legen, 
der sich nach Abzug des Minderungsbetrags im Ver- 
hältnis von 10 Reichsmark für eine Deutsche Mark 
der Deutschen Notenbank ergibt. Es wird vermutet, 
daß eine Minderung an einem umgewerteten Uralt- 
guthaben eingetreten ist, wenn der Entschädigungs- 
berechtigte noch am 2. Januar 1959 seinen Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt in der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands oder im Sowjetsektor 
von Berlin gehabt hat. 

(2) Zur Berechnung der Entschädigung wird das 
Sparguthaben auf volle Reichsmark aufgerundet. 
Noch nicht verbuchte Zinsansprüche bleiben unbe- 
rücksichtigt. Für Sparguthaben, deren Höhe 20 
Reichsmark nicht übersteigt, wird Entschädigung 
nicht gewährt. 

(3) Soweit es sich um Schäden an Spareinlagen 
handelt, die dem unmittelbar Geschädigten oder 
seinem Rechtsvorgänger (§ 3 des Altsparergesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. April 
1959 — - Bundesgesetzbl. IS. 169 — -) schon am 1. Ja- 
nuar 1940 zugestanden haben, beträgt die Entschä- 
digung 20 vom Hundert des Reichsmarknennbetrags 
des am 1. Januar 1940 bestehenden Sparguthabens. 
§ 3 Abs. 2 Sätze 2 bis 5 des Währungsausgleichs- 
gesetzes gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des Zeitpunkts der Vertreibung der 
8. Mai 1945 tritt. 

(4) Ist eine Spareinlage durch Umwandlung einer 
am 1. Januar 1940 bestehenden Sparanlage im Sinne 
des Altsparergesetzes begründet worden, gilt § 13 
des Altsparergesetzes sinngemäß. Das Nähere wird 
durch Rechtsverordnung bestimmt. 

§ 9 

Zuerkennung und Erfüllung des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung wird mit 
dem sich aus § 8 ergebenden Betrag zuerkannt. 

(2) Der zuerkannte Betrag wird ab 1. Januar 
1967, frühestens jedoch vom Beginn des Monats ab, 
in dem der Entschädigungsberechtigte oder der nach 
§ 6 Abs. 4 Antragsberechtigte seinen ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes genom- 
men hat, bis zur Auszahlung mit vier vom Hundert 
jährlich verzinst. Zinseszinsen werden nicht gewährt. 

(3) Die Ansprüche einschließlich der Zinsen wer- 
den nach Maßgabe der jährlich verfügbaren Mittel 
erfüllt. Bevorzugt zu befriedigen sind die Ansprüche 
von Geschädigten in hohem Lebensalter sowie 
solche Ansprüche, deren Erfüllung der Abwendung 
oder Milderung sozialer Notstände dient. Näheres 
über die Reihenfolge der Erfüllung der Ansprüche 
wird vom Präsidenten des Bundesausgleichsamts 
bestimmt. 

(4) In den Fällen des § 6 Abs. 4 ist derjenige, 
welcher berechtigt ist, den Anspruch auf Entschädi- 


gung geltend zu machen, auch berechtigt, für den 
Entschädigungsberechtigten über den Anspruch auf 
Entschädigung zu verfügen, es sei denn, daß ein 
entgegenstehender Wille des Entschädigungsberech- 
I tigten bekannt ist. 

§ 10 

Übergang der Forderungen 

Wird nach den Vorschriften dieses Gesetzes Ent- 
schädigung gewährt, so gehen die Ansprüche des 
Entschädigungsberechtigten gegen denjenigen, der 
den Anspruch aus der Spareinlage und dem umge- 
werteten Uraltguthaben zu erfüllen haben würde, 
auf den Bund über. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verfahren 

§ 11 

Behörden und Gerichte 

Uber Ansprüche auf Entschädigung entscheiden 
die Behörden, Ausschüsse und Gerichte, die nach 
dem Dritten Teil des Lastenausgleichsgesetzes zu- 
ständig sind. §§ 26, 27 und 29 des Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 12 

Verfahren 

Entschädigung wird nur auf Antrag gewährt. Der 
Antrag ist auf amtlichem Formblatt zu stellen. In 
dem Antrag sind die dem Antragsteller zur Verfü- 
gung stehenden Beweismittel anzugeben. §§ 31 bis 
33, 37 bis 42 des Beweissicherungs- und Feststel- 
lungsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 13 

Beweisgrundsätze 

(1) Für die Zuerkennung des Anspruchs sind fol- 
gende Beweismittel zugelassen: 

1. ein vor dem 9. Mai 1945 ausgestelltes 
Sparbuch, 

2. ein Einlagebuch oder entsprechende Ur- 
kunden im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1, 

3. ein Konto, das von einer anerkannten 
Stelle aufbewahrt wird, die in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verlagertes 
Kontenmaterial treuhänderisch verwaltet, 
wenn ein von dem gesetzlichen Vertreter 
oder von dem Bevollmächtigten dieser 
Stelle ausgestellter Auszug aus diesem 
Konto vorgelegt wird. 

(2) Im übrigen gelten für die Beweiserhebung 
und die Beweiswürdigung die §§ 34 bis 36 des Be- 
weissicherungs- und Feststellungsgesetzes entspre- 
chend. 
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(3) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, ob 
und unter welchen Voraussetzungen sonstige Ur- 
kunden als Beweismittel im Sinne des Absatzes 1 
anerkannt werden und welche Stellen im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 3 als zur Ausstellung von Kontoaus- 
zügen berechtigt anerkannt werden. 

(4) Sind sowohl Urkunden im Sinne des Absat- 
zes 1 Nr. 1 und 2 als auch des Absatzes 1 Nr. 3 vor- 
handen und weicht in dem nach § 8 Abs. 1 maßge- 
benden Zeitpunkt der Stand der Spareinlage in den 
Urkunden voneinander ab, so ist der Kontostand 
maßgebend, der sich nach Vornahme der unterblie- 
benen Buchungen ergeben würde. 

(5) Die Verpflichtung des Antragstellers, zu be- 
weisen, daß ihm der Entschädigungsanspruch aus 
den vorgelegten Urkunden zusteht, bleibt unbe- 
rührt. Stellt ein Ehegatte, ein Abkömmling oder ein 
Elternteil des verstorbenen Sparers den Antrag auf 
Entschädigung und legt er ein Sparbuch vor, so 
wird vermutet, daß der Antragsteller zu den Erben 
oder weiteren Erben des unmittelbar Geschädigten 
gehört. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

§ 14 

Verwaltungskosten 

§ 351 des Lastenausgleichsgesetzes ist entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 15 

Ausschließung von der Entschädigung 

(1) Von der Entschädigung kann, unbeschadet 
einer strafrechtlichen Verfolgung, ganz oder teil- 
weise ausgeschlossen werden, 

1. wer in eigener oder fremder Sache wis- 
sentlich oder grob fahrlässig falsche Anga- 
ben über die Entstehung oder den Um- 
fang des Schadens gemacht, veranlaßt 
oder zugelassen oder zum Zwecke der 
Täuschung sonstige für die Entscheidung 
erhebliche Tatsachen verschwiegen, ent- 
stellt oder vorgespiegelt hat, 

2. wer in eigener oder fremder Sache Zeu- 
gen, Sachverständigen oder Personen, die 


mit der Schadenssache befaßt sind, Ge- 
schenke oder andere Vorteile angeboten, 
versprochen oder gewährt oder ihnen 
Nachteile angedroht oder zugefügt hat, 
um sie zu einer falschen Aussage, zu 
einem falschen Gutachten oder einer 
Handlung, die eine Verletzung der Dionst- 
oder Amtspflicht enthält, zu bestimmen. 

(2) § 360 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes 
gilt entsprechend. 

§ 16 

Ehrenamtliche Mitarbeit 

§ 45 des Beweissicherungs- und Feststellungsge- 
setzes ist entsprechend anzuwenden. 

§ 17 

Rechtsverordnungen 

Die in diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsverord- 
nungen erläßt die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates. 

§ 18 

Verweisung auf andere Rechtsvorschriften 

Verweisungen dieses Gesetzes auf andere Rechts- 
vorschriften beziehen sich auf deren jew^eils gel- 
! tende Fassung. Soweit es sich dabei um gesetzliche 
Vorschriften handelt, beziehen sich die Verweisun- 
’ gen auch auf die zu diesen Vorschriften ergangenen 
oder noch ergehenden Rechtsverordnungen in ihrer 
1 jeweils geltenden Fassung. 

§ 19 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 20 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1967 in Kraft. 
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Begründung 


L Im allgemeinen 

Der Bundestag hat in der 4. Legislaturperiode am 
1. Juli 1965 im Zusammenhang mit der Verabschie- 
dung der 18. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz 
folgende Entschließung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, bis zum 
31. März 1966 den Entwurf eines Gesetzes vor- 
zulegen, in dem in Anlehnung an die Grundsätze 
des Gesetzes über einen Währungsaugleich für 
Sparguthaben Vertriebener eine Regelung zur 
Abgeltung von Verlusten an vor dem 8. Mai 1945 
begründeten Sparguthaben bei Geldinstituten in 
der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und im Sowjetsektor von Berlin getroffen wird." 

In der Regierungserklärung vom 10. November 1965 
hat die Bundesregierung ihre Absicht bekundet, ein 
Gesetz zum Währungsausgleich für Deutsche aus der 
sowjetischen Besatzungszone möglichst bald in An- 
griff zu nehmen. Der vorliegende Entwurf trägt die- 
ser Ankündigung Rechnung. Das Gesetzgebungs- 
recht des Bundes beruht auf Artikel 74 Nr. 6 und 
9 GG. 

Mit dem Gesetzentwurf wird eine Entschädigungs- 
regelung für Schäden getroffen, die Deutschen an 
Reichsmarksparguthaben bei Kreditinstituten in der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands entstan- 
den sind. Die Kreditinstitute in der sowjetischen 
Besatzungszone waren durch SMAD-Befehl vom 
28. April 1945 von der sowjetischen Besatzungs- 
macht geschlossen worden; ihre Aktiva wurden be- 
schlagnahmt, die Institute selbst enteignet und nicht 
wieder eröffnet. Spareinlagen aus der Zeit vor dem 
9. Mai 1945 (Uraltguthaben) wurden auf Grund 
eines weiteren Befehls der sowjetischen Besatzungs- 
iiiacht vom 23. Juni 1948 im Verhältnis 10:1 um- 
gewertet. Für den umgewerteten Betrag wurde spä- 
ter eine Altguthaben- Ablösungs-Anleihe ausgege- 
ben, die ab 1. Januar 1949 mit 3 v. H. jährlich ver- 
zinst und in 25 gleichen Jahresbeträgen ab 2. Januar 
1959 getilgt wird. Bei der Anmeldung des Uralt- 
guthabens zur Umwertung war das Sparbuch vor- 
zulegen. Der umgewertete Betrag wurde in ein so- 
genanntes Sondersparkassenbuch („Sparkassenbuch 
für Zinszahlungen und Tilgungen aus der Altgut- 
haben-Ablösungs-Anleihe") eingetragen, in dem 
auch die Zins- und Tilgungsleistungen aus der An- 
leihe festgehalten wurden. 

Wegen der Vergleichbarkeit der Tatbestände er- 
scheint eine Anlehnung des Entwurfs an die Grund- 
sätze des Währungsausgleichsgesetzes für Vertrie- 
bene entsprechend der Entschließung des Bundes- 
tags gerechtfertigt. Soweit nicht aus besonderen 
Gründen Abweichungen geboten waren, folgt des- 
halb der vorliegende Entwurf in der Gestaltung die- 
sem Gesetz. 


Während das Währungsausgleichsgesetz für Ver- 
triebene von dem Verlust des Sparguthabens infolge 
der Vertreibungsmaßnahmen gegen Deutsche aus- 
geht, wird im vorliegenden Entwurf der Schaden 
berücksichtigt, der in einem förmlichen Entzug des 
Sparguthabens oder in anderen Maßnahmen liegt, 
die in ihren wirtschaftlichen Auswirkungen dem 
förmlichen Entzug entsprechen. Hierzu gehören vor 
allem Verfügungsbeschränkungen. 

Ähnlich wie das Währungsausgleichsgesetz, das den 
Kreis der Anspruchsberechtigten auf Sparer aus 
Vertreibungsgebieten beschränkt, erkennt der Ent- 
wurf einen Entschädigungsanspruch nur Deutschen 
aus der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
oder dem Sowjetsektor von Berlin zu. 

Die Durchführung des Gesetzes wird — wie im 
Währungsausgleichsgesetz für Vertriebene — den 
mit der Durchführung des Dritten Teils des Lasten- 
ausgleichsgesetzes betrauten Behörden und Aus- 
schüssen übertragen. Ihnen sind vergleichbare Scha- 
denstatbestände auch auf Grund der Durchführung 
des Beweissicherungs- und Feststellungsgesetzes 
vertraut. 

Abweichend von der Regelung im Währungsaus- 
gleichsgesetz für Vertriebene ist wegen des gerin- 
geren finanziellen Volumens der Entschädigungs- 
regelung im vorliegenden Entwurf keine Mitwir- 
kung der Geldinstitute vorgesehen. 

Die Beweisgrundsätze für die Geltendmachung des 
Entschädigungsanspruchs entsprechen denen des 
Währimgsausgleichsgesetzes für Vertriebene. Beweis 
über das Vorhandensein einer Spareinlage am 
8. Mai 1945 kann nur durch Vorlage eines Sparbuchs 
oder einer entsprechenden Urkunde geführt werden. 
Sofern Geschädigte über diese Beweismittel nicht 
verfügen, haben sie jedenfalls die Möglichkeit, die 
ihnen an diesen Spareinlagen entstandenen Schäden 
im Rahmen des Beweissicherungs- und Feststellungs- 
gesetzes nach allgemeinen Beweisgrundsätzen fest- 
stellen zu lassen. 

Die Kosten für die Erfüllung der sich aus diesem 
Gesetz ergebenden Entschädigungsansprüche sind 
nur grob zu schätzen, weil nicht zu übersehen ist, in 
welchem Umfang Geschädigte über ausreichende 
Beweisunterlagen verfügen. Es wird mit Aufwen- 
dungen in Höhe von 130 bis 230 Millionen DM zu 
rechnen sein, die vom Bund aufzubringen sind. Da 
die Entschädigungsansprüche nach Maßgabe der 
jährlich verfügbaren Mittel zu erfüllen sind, ver- 
teilt sich die Kostenlast auf mehrere Jahre. 

Erste Belastungen sind frühestens für 1967 vor- 
gesehen. Unmittelbare Wirkungen aus der Erfül- 
lung der sich aus diesem Gesetz ergebenden Ent- 
schädigungsansprüche auf Preise und Preisniveau 
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sind nicht zu erwarten. Die mitteilbaren Auswirkun- 
gen dieser Ausgaben auf die Preise können nur 
unter Berücksichtigung der jeweiligen konjunkturel- 
len Entwicklung, des jeweiligen Haushaltsvolumens 
sowie der vorgesehenen Verwendung der Haus- 
haltsmittel beurteilt werden. Eine entsprechende 
jährliche Überprüfung wurde mit der Vorschrift, daß 
die Ansprüche aus diesem Gesetz nur nach Maßgabe 
der jährlich verfügibaren Mittel erfüllt werden (§ 9 
Abs. 3) sichergestellt. 


11. Im einzelnen 
Zu § 1 (Zweck des Gesetzes) 

Die Vorschrift begründet einen Entschädigungs- 
anspruch für natürliche Personen, die Schäden an 
einem Sparguthaben erlitten haben, das am 8. Mai 
1945 bei Kreditinstituten in der sowjetischen Besat- 
zungszone Deutschlands bestanden hat. Derartige 
Guthaben wurden in der Währungsgesetzgebung 
der sowjetischen Besatzungszone gesondert behan- 
delt. Nachdem sie zunächst gesperrt waren, wurde 
für sie später — nach einer Umwertung im Verhält- 
nis 10:1 eine in 25 Jahresraten zu tilgende An- 
leihe ausgegeben. Die Sparguthaben bei Kredit- 
instituten im Sowjetsektor von Berlin waren nicht 
in die Entschädigungsregelung einzubeziehen, weil 
diese Einlagen nach dem Umstellungergänzungs- 
gesetz vom 21. September 1953 (BGBl. I S. 1439) be- 
reits in Deutsche Mark umgewandelt worden sind 
oder umwandlungsfähig sind. 

Zu § 2 (Schadensursachen) 

Absatz 1 definiert den Schadenstatbestand. Er ent- 
spricht dem Schadensbegriff des § 4 des Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetzes. Wie dort 
wird als Schaden neben dem förmlichen Entzug 
einer Spareinlage jede andere Maßnahme an- 
erkannt, die im Endergebnis in ihrer wirtschaft- 
lichen Auswirkung dazu geführt hat, daß der Gläu- 
biger des Guthabens hierüber nicht verfügen kann. 

Absatz 2 stellt klar, daß in den Fällen, in denen 
eine Reichsmarkspareinlage in Deutsche Mark der 
Deutschen Notenbank umgewertet worden ist, ein 
Schaden hieran als Schaden am ursprünglichen 
Reichsmarkgutha;ben gilt. 

Absatz 3 bestimmt, daß die sich ausschließlich auf 
Grund von Währungsmaßnahmen ergebenden Schä- 
den — entsprechend der Regelung in § 3 Abs. 3 des 
Beweissicherungs- und Feststellungsgesetzes — nicht 
berücksichtigt werden. 

Zu § 3 (Sparguthaben) 

Absatz 1 erläutert den Begriff des Sparguthabens 
entsprechend § 1 Abs. 1 WAG. Die Vorschrift be- 
rücksichtigt auch die besonderen Verhältnisse in 
den durch die Oder-Neiße-Linie durchschnittenen 
Gemeinden. Es hätte eine unbillige Härte bedeutet, 
den in einer solchen Gemeinde wohnhaft gewesenen 


Sparer dann nicht zu berücksichtigen, wenn das 
Reichsmarksparguthaben bei einem Kreditinstitut 
unterhalten wurde, das seinen Sitz in dem östlich 
der Oder-Neiße-Linie gelegenen Teil der durch- 
schnittenen Gemeinde hatte. Die Regelung folgt 
auch insoweit der entsprechenden Regelung im 
Währungsausgleichsgesetz für Vertriebene. 

Die in Absatz 2 aufgezählten Geldeinlagen sind bei 
der Entschädigungsregelung nach dem Währungs- 
ausgleichsgesetz für Vertriebene den Spareinlagen 
gleichgestellt worden. Eine solche Gleichstellung ist 
daher auch hier erforderlich (§ 1 a WAG und 
7. WAG-DV). 

Zu § 4 (Nichtzuberücksichtigende Spareinlagen) 

Von der Entschädigung sind, um Doppelleistungen 
zu vermeiden, solche Spareinlagen ausgeschlossen, 
die bereits nach anderen bundesrechtlichen Vor- 
schriften umgewandelt oder entschädigt worden sind 
oder wenn die Möglichkeit hierfür gegeben ist. Eine 
Entschädigung wird ferner nicht gewährt für Schä- 
den an Spareinlagen, die in Ausnutzung von Maß- 
nahmen der nationalsozialistischen Gewaltherr- 
schaft erworben worden sind. Diese Regelung 
schließt sich an gleichlautende Regelungen in an- 
deren Entschädigungsgesetzen an. 

Zu § 5 (Unmittelbar Geschädigter, Zeitpunkt des 
Schadenseintritts und Schäden im Falle von 
Beteiligungsverhältnissen) 

' Entschädigungsberechtigt ist nach § 6 der unmittel- 
bar Geschädigte. Absatz 1 bestimmt als unmittelbar 
Geschädigten in Anlehnung an die Vorschriften des 
Währungsausgleichsgesetzes für Vertriebene den 
Gläubiger der Spareinlage im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts. 

Bei Schäden an Spareinlagen, an denen mehrere 
Personen beteiligt waren, soll der Entschädigungs- 
anspruch — wie dies auch nach § 2 Abs. 5 WAG 
der Fall ist — nicht der Gemeinschaft der Beteilig- 
ten, sondern jedem einzelnen Beteiligten als un- 
mittelbar Geschädigten zustehen. Für diese Fälle ist 
die in Absatz 2 enthaltene Vorschrift über die Auf- 
teilung des Schadens entsprechend dem Betei- 
ligungsverhältnis erforderlich. 

Zu § 6 (Entschädigungsberechtigter) 

Absatz 1 bestimmt die persönlichen Voraussetzun- 
gen für die Entschädigungsberechtigung. Es werden 
nur deutsche Staatsangehörige oder deutsche Volks- 
zugehörige berücksichtigt, die am 8. Mai 1945 ihren 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im Sowjetsektor 
von Berlin gehabt haben. Diese Regelung entspricht 
der des Währungsausgleichsgesetzes, die nur Sparer 
aus den Vertreibungsgelbieten einbezieht. Personen, 
die die Wohnsitzvoraussetzungen der Nr. 1 nicht 
erfüllen, können derartige Schäden aber nach § 7 
Abs, 1 Nr. 2 Buchstabe b BFG feststellen lassen. 
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Zur Erläuterung der Begriffe „deutscher Staats- 
angehöriger" oder „deutscher Volkszugehöriger" 
kann auf die entsprechenden Vorschriften des Be- 
weissicherungs- und Feststellungsgesetzes verwie- 
sen werden. Es war aber auch hier entsprechend 
§ 1 Abs. 5 WAG gerechtfertigt, Personen als Ent- 
schädigungsberechtigte einzubeziehen, die zwar 
keinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands oder im 
Sowjetsektor von Berlin hatten, sich aber infolge 
von Kriegseinwirkungen dort vorübergehend vor 
dem 9. Mai 1945 aufgehalten haben (Evakuierte). 

Wie im Währungsausgleichsgesetz für Vertriebene 
wird auch hier als Voraussetzung für die Entschä- 
digungsiberechtigung der ständige Aufenthalt oder 
zumindest eine frühere engere Beziehung zur Bun- 
desrepublik verlangt. Die persönlichen Vorausset- 
zungen im übrigen entsprechen denen des § 12 BFG. 

Nach Absatz 2 sind neben dem unmittelbar Geschä- 
digten nur der Eilbe oder weitere Erben entschädi- 
gungsberechtigt. Wie in vergleichbaren Entschädi- 
gungsgesetzen ist mithin ein Übergang des Entschä- 
digungsanspruchs durch Rechtsgeschäft nicht zuge- 
lassen. Ein Entschädigungsrecht der Erben ist aber 
nur dann gegeben, wenn der unmittelbar Geschä- 
digte seinerseits seinen ständigen Aufenthalt im 
Bundesgebiet genommen hat und die Erben ihrer- 
seits die Wohnsitzvoraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 2 erfüllen. Diese Bestimmung entspricht der für 
vertriebene Sparer getroffenen Regelung. 

Absatz 3 dient wie § 2 Abs. 3 WAG der Klarstel- 
lung; Absatz 4 regelt das Ersatzantragsrecht für un- 
mittelbar Geschädigte, die ihre Rechte aus den ein- 
zelnen dort aufgeführten Gründen nicht selbst 
geltend machen können. Der Personenkreis, der in 
diesen Fällen den Antrag stellen kann, ist der glei- 
che wie in § 2 Abs. 2 WAG und § 12 Abs. 3 BFG. 


Zu § 7 (Ausschließung von der Entschädigungs- 
berechtigung) 

Mit dem Gedanken des Entwurfs, Vermögens- 
schäden zu erfassen, die durch rechtsstaatswidrige 
Maßnahmen eingetreten sind, ist es nicht vereinbar, 
Geschädigte zu berücksichtigen, die solche Maßnah- 
men in irgendeiner Weise unterstützt haben. Das 
gleiche gilt für Personen, die ohne triftigen Grund 
ihren ständigen Aufenthalt zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der sowjetischen Besat- 
zungszone wiederholt wechseln; eine entsprechende 
Regelung ist in § 2 Abs. 1 Nr. 5 des Gesetzes über 
Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowjetischen 
Besatzungszone und dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin vom 15. Juli 1965 (BGBl. I S. 612) 
getroffen worden. 

Zu § 8 (Bemessung der Entschädigung) 

Nach § 3 Abs. 1 WAG beträgt die Entschädigung 
6,5 V. H. des Sparguthabens. Es ist daher angemes- 
sen, die gleiche Entschädigungsquote festzusetzen. 
Nach der Schließung der Banken seit April 1945 


waren zwar Abhelbungen von den vor dem 9. Mai 
1945 begründeten Guthaben grundsätzlich nicht 
möglich. In bestimmten Sozialfällen sind aber diese 
Guthaben um sogenannte Unterstützungszahlungen 
— in der Regel bis 300 oder 400 RM — gemindert 
worden. Diese Minderungen des Guthabens müssen 
bei der Bemessung der Entschädigung in Abzug ge- 
bracht werden, weil insoweit kein Schaden vorliegt. 
Entsprechendes gilt für die Minderung des um- 
gewerteten Uraltguthabens durch Tilgungen der 
Altguthaben — Ablösungs-Anleihe. Mit den Til- 
gungsleistungen wurde am 2. Januar 1959 begonnen. 
Da aus den nach § 13 Abs. 1 zugelasscnen Beweis- 
mitteln diese Tilgungen nicht ersichtlich sind, wird 
zur Vermeidung überhöhter Entschädigungen die 
widerlegbare Vermutung begründet, daß Personen, 
die noch am 2. Januar 1959 und später in der 
sowjetischen Besatziingszone und im Sowjetsektor 
von Berlin gewohnt haben, auch Tilgungsleistungcn 
erhalten haben (Absatz 1). 

Die Aufrundung des Sparguthabens auf volle 
Reichsmark, die Regelung über die Berücksichtigung 
nichtverbuchter Zinsansprüche sowie die Festlegung 
einer Bagatellgrenze ist den entsprechenden Vor- 
schriften des Währungsausgleichsgesetzes ange- 
glichen (Absatz 2). 

Absatz 3 regelt den Zuschlag für Spareinlagen, die 
bereits am 1. Januar 1940 bestanden haben, in glei- 
cher Weise wie das Währungsausgleichsgesetz. Dies 
gilt ebenso für die gesetzliche Vermutung des Be- 
stehens einer Spareinlage am 1. Januar 1940, wobei 
allerdings an die Stelle des Zeitpunkts der Ver- 
treibung hier der für dieses Gesetz maßgebende 
Zeitpunkt (8. Mai 1945) treten muß. 

Es erscheint gerechtfertigt, auch die Behandlung von 
Spareinlagen, die durch Umwandlung einer am 
1. Januar 1940 bestehenden Sparanlage begründet 
worden sind, nach Absatz 4 in sinngemäßer Anwen- 
dung des § 13 des Altsparergesetzes zu regeln, wie 
dies in § 3 Abs. 3 WAG geschehen ist. Hierbei war 
wie dort die Regelung im einzelnen einer Rechts- 
verordnung vorzubehalten. 

Zu § 9 (Zuerkennung und Erfüllung des Anspruchs) 

In Höhe des nach § 8 errechneten Entschädigungs- 
betrages ergeht ein Zuerkennungsbescheid zugun- 
sten des Anspruchsberechtigten (Absatz 1). 

Wie in § 4 Abs. 3 WAG ist der Zinssatz für den 
zuerkannten Anspruch auf jährlich 4 v. H. fest- 
gesetzt. Hierbei ist klargestellt, daß Zinseszinsen 
nicht gewährt werden. Die Verzinsung läuft vom 
1. Januar 1967 ab. Es erscheint gerechtfertigt, die 
Verzinsung für Personen, die erst nach diesem Zeit- 
punkt ihren ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes genommen haben, mit dem 
Monat der Aufenthaltsnahme beginnen zu lassen 
(Absatz 2). 

Absatz 3 gibt die Möglichkeit, die Belastungen des 
Bundeshaushalts durch dieses Gesetz auf mehrere 
Jahre zu verteilen, wobei zugleich bestimmt wird, 
daß die sich aus Absatz 2 ergebenden Zinsen zu- 
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sammen mit dem nach Absatz 1 zuerkannten Ent- 
schädigungsbetrag ausgezahlt werden. Eine gewisse 
Rangordnung bei der Erfüllung der Ansprüche ist 
vorgesehen. Die Ansprüche sollen unter Berück- 
sichtigung sozialer Gründe erfüllt werden; Einzel- 
heiten über die Reihenfolge sind einer Regelung 
durch den Präsidenten des Bundesausgleichsamts 
Vorbehalten. 

Mit Rücksicht darauf, daß in Sonderfällen der un- 
mittelbar Geschädigte oder sein Erbe verhindert 
sein kann, den Anspruch geltend zu machen (§ 6 
Abs. 4), soll nach Absatz 4 auch derjenige Angehö- 
rige, der ersatzweise antragsberechtigt ist, in der 
Regel auch über die Entschädigung verfügen können 
(vgl. § 10 Abs. 3 WAG). 

Zu § 10 (Übergang der Forderungen) 

Um die Möglichkeit für den Bund zu eröffnen, gege- 
benenfalls auf Vermögenswerte der Schuldner aus 
den Sparguthaben zurückzugreifen, erscheint es ge- 
boten, die Forderungen der nach diesem Gesetz Ent- 
schädigten gegen die Schuldner auf den Bund über- 
gehen zu lassen. 

Zu § 11 (Behörden und Gerichte) 

Wegen der mit dem Währungsausgleichsgesetz für 
Vertriebene vergleichbaren Regelung ist es zweck- 
mäßig, die Durchführung dieses Gesetzes denselben 
Behörden zu übertragen, die für die Durchführung 
des Lastenausgleichsgesetzes und des Beweissiche- 
rungs- und Feststellungsgesetzes zuständig sind. Ent- 
prechendes gilt für die Zuständigkeit der Gerichte. 
Eine Einschaltung der Kreditinstitute ist jedoch we- 
gen der geringen Zahl der Fälle aus verwaltungs- 
mäßigen Gründen nicht erforderlich. Wie nach § 27 
BFG ist der Vertreter der Interessen des Aus- 
gleichsfonds am Verfahren beteiligt; er wird auch 
hier als Vertreter des Bundesinteresses tätig. Durch 
Verweisung auf die §§ 26 und 29 BFG werden 
Einzelheiten über die Aufgaben des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamts, über die Durchführung des 
Gesetzes durch die Länder und Gemeinden und über 
die Rechts- und Amtshilfe geregelt. 

Zu § 12 (Verfahren) 

Das Verfahren ist wie im Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetz geregelt, da die durchführenden 
Behörden die gleichen sind. 

Zu § 13 (Beweisgrundsätze) 

Das Gesetz soll zu einer möglichst raschen Zuerken- 
nung der Entschädigungsansprüche führen. Deshalb 
wird auf ein aufwendiges und zeitraubendes Beweis- 
verfahren verzichtet und wie im Währungsaus- 
gleichsgesetz für Vertriebene auf den Urkundenbe- 
weis abgestellt (Absatz 1). 

Für die weiteren beweiserheblichen Tatsachen (z. B. 
Ausschließungsgründe nach § 7, nichtzuberücksich- 


tigende Spareinlagen nach § 4) gelten die allge- 
meinen Grundsätze über die Beweiserhebung und 
Beweiswürdigung. Dies stellt Absatz 2 durch Ver- 
weisung auf die §§ 34 bis 36 BFG klar. 

Die Durchführung des Gesetzes wird ergeben, ob 
außer den in Absatz 1 genannten Urkunden noch 
weitere anzuerkennen sein werden. Ferner sind die 
Stellen im einzelnen zu bestimmen, die für dieses 
Gesetz beweiskräftige Kontoauszüge ausstellen dür- 
fen. Die entsprechenden Regelungen sind nach 
Absatz 3 einer Rechtsverordnung Vorbehalten. 

Absatz 4 klärt, wie zu verfahren ist, wenn mehrere 
zugelassene Beweismittel verschiedene Konten- 
stände ausweisen (vgl. § 8 Abs. 3 WAG). 

Wie in § 8 Abs. 4 WAG hat der Antragsteller die 
Beweispflicht dafür, daß der Entschädigungsan- 
spruch, der aus den vorgelegten Urkunden hervor- 
geht, ihm zusteht. Bei Vorlage eines Sparbuchs wird 
der Nachweis der Antragsberechtigung naher Ver- 
wandter als Erben erleichtert (Absatz 5). 

Zu § 14 (Verwaltungskosten) 

Hinsichtlich der Verwaltungskosten, die bei den 
mit der Durchführung des Gesetzes befaßten Behör- 
den und Ausschüssen entstehen, ist es zweckmäßig, 
eine dem Lastenausgleichsgesetz entsprechende Re- 
gelung zu treffen, die auch in § 43 BFG übernommen 
worden ist. 

Zu § 15 (Ausschließung von der Entschädigung) 

Wie auch in anderen Gesetzen (vgl. u. a. § 360 LAG, 
§ 13 WAG und § 44 BFG) soll ein Geschädigter bei 
unredlichem Verhalten von der Entschädigung ganz 
oder teilweise ausgeschlossen werden können. 

Zu § 16 (Ehrenamtliche Mitarbeit) 

Durch die Verweisung auf § 45 BFG wird die grund- 
sätzliche Verpflichtung aller im Geltungsbereich des 
Gesetzes wohnenden Personen zur ehrenamtlichen 
Mitarbeit bestimmt. 

Zu § 17 (Rechtsverordnungen) 

Die Vorschrift beruht auf Artikel 80 Abs. 2 GG. 

Zu § 18 (Verweisung auf andere Rechtsvorschriften) 

Es ist das jeweils geltende Recht anzuwenden, so- 
weit in diesem Gesetz auf andere Gesetze oder Ver- 
ordnungen verwiesen wird. Dadurch werden ent- 
sprechende Hinweise in den einzelnen Vorschriften 
erspart. 

Zu § 19 (Anwendung im Land Berlin) 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 20 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes. 
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